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(Nr. 11129.) Ausführungsgeſetz zum Reichszuwachsſteuergeſetze vom 14. Februar 1911. Vom 
14. Juli 1911. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen uſw, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
81. 

Die Zuwachsſteuer wird 

1. in den Stadtgemeinden durch den Gemeindevorſtand, 

2. in den Landgemeinden und in den Gutsbezirken durch den Kreis⸗ 

ausſchuß 8 
veranlagt. 

Für Stadtgemeinden mit weniger als 2000 Einwohnern hat die Veran⸗ 
lagung auf ihren Antrag durch den Kreisausſchuß zu erfolgen. 

Auf Antrag von Landgemeinden mit mehr als 5000 Einwohnern oder 
von ſolchen Landgemeinden, in denen eine Wertzuwachsſteuer ſchon vor dem 
1. Januar 1911 in Kraft war, iſt die Veranlagung durch den Kreisausſchuß 
dem Gemeindevorſtande zu überweiſen. 


§ 2. 

Auf die Rechtsmittel gegen die Veranlagung zur Zuwachsſteuer und den 
Zuſchlägen dazu finden in den Fällen, in denen die Steuer durch den Gemeinde⸗ 
vorſtand veranlagt worden iſt, die Vorſchriften der $$ 69, 70, 75 des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzzamml. S. 152), in den Fällen, in 
denen die Steuer durch den Kreisausſchuß veranlagt worden iſt, die Vorſchriften 
der §§ 14 Abſ. 2, 11 Abſ. 4 und 5 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes' 
vom 23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) mit der Maßgabe Anwendung, daß 
in erſter Inſtanz ſtets der Bezirksausſchuß zuſtändig iſt. 


ER 
Die Zuwachsſteuer ift, falls fie von dem Kreisausſchuſſe veranlagt ift, an 
die Kreiskommunalkaſſe, in allen anderen Fällen an die Gemeindekaſſe zu zahlen. 
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Ausgegeben zu Berlin den 24. Juli 1911. 


Die Kaſſen haben den nach den Vorſchriften des Reichsgeſetzes ($ 58) dem Reiche 
zuſtehenden Steueranteil nach den Beſtimmungen des Bundesrats abzuführen. 

Von dem nach $ 58 des Reichsgeſetzes dem Staate zuſtehenden Anteile von 
10 vom Hundert des Ertrags der Zuwachsſteuer erhält für die Verwaltung und 
Erhebung der Steuer, falls der Kreisausſchuß dieſe veranlagt, der Kreis, in 
allen anderen Fällen die Gemeinde die Hälfte. Der dem Staate verbleibende 
Betrag iſt nach Beſtimmung des Finanzminiſters abzuführen. 


€ 84. 

Von dem Anteil an der Zuwachsſteuer, der nach den Vorſchriften des 
Reichsgeſetzes (§ 58) den Gemeinden und Gemeindeverbänden verbleibt, erhält die 
kreisangehörige Gemeinde, in der ſich der Steuerfall ereignet hat, ſofern ſie nicht 
mehr als 15000 Einwohner hat, zwei Drittel, ſofern fie mehr als 15 000 Ein⸗ 
wohner hat, drei Viertel. Den Reſt des Anteils erhält der Kreis. 

Aus den Gutsbezirken erhält der Kreis den vollen Steueranteil. 

Die Kreiſe haben den auf ſie entfallenden Steueranteil für ihre eigenen 
Aufgaben und zum Teil, jedoch höchſtens bis zur Hälfte, auch für diejenigen ein- 
zelner Gemeinden und Gutsbezirke zu verwenden. 

Iſt die Zuwachsſteuer vom Kreisausſchuſſe veranlagt, fo hat die Kreis: 
kommunalkaſſe den nach Abſ. 1 ſich ergebenden Betrag an die Gemeindekaſſe 
abzuführen. Iſt ſie vom Gemeindevorſtande veranlagt, ſo hat die Gemeindekaſſe 
den auf den Kreis entfallenden Anteil an die Kreiskommunalkaſſe abzuführen. 


8 5. 

Für die Zeit bis zum 1. April 1915 unterliegt die Anwendung der §§ 1 

bis 4 dieſes Geſetzes gemäß § 60 des Reichsgeſetzes folgenden Maßgaben: 

1. Wenn in der Gemeinde, in der ſich der Steuerfall ereignet, aber nicht 
in dem Kreiſe, zu dem ſie gehört, eine Zuwachsſteuer vor dem 
1. April 1909 beſchloſſen und vor dem 1. Januar 1911 in Kraft 
getreten war, ſo wird die Zuwachsſteuer in allen Fällen des § 1 durch 
den Gemeindevorſtand veranlagt und an die Gemeindekaſſe gezahlt, die 
ihrerſeits die dem Reiche und dem Staate gebührenden Anteile gemäß 
$ 3 dieſes Geſetzes abführt. Ergibt ſich nach Ablauf des Rechnungs— 
jahrs, daß der auf die Gemeinde entfallende Anteil an Zuwachsſteuer 
den auf Grund der maßgebenden Steuerordnung erzielten jährlichen 
Durchſchnittsertrag überſteigt, ſo hat die Gemeinde, ſofern ſie nicht 
mehr als 15000 Einwohner hat, ein Drittel, ſofern fie mehr als 
15 000 Einwohner hat, ein Viertel des Überſchuſſes an den Kreis ab— 
zuführen. 

. Wenn in dem Kreiſe, aber nicht in der kreisgehörigen Gemeinde, in 
der ſich der Steuerfall ereignet, eine Zuwachsſteuer vor dem 1. April 1909 
beſchloſſen und vor dem 1. Januar 1911 in Kraft getreten war, ſo 


1 


wird die Zuwachsſteuer in allen Fällen des § 1 durch den Kreisaus⸗ 
ſchuß veranlagt und an die Kreiskommunalkaſſe gezahlt, die ihrerſeits 
die dem Reiche und dem Staate gebührenden Anteile gemäß $ 3 diefes 
Geſetzes abführt. Ergibt ſich nach Ablauf des Rechnungsjahrs, daß 
der dem Kreiſe verbliebene Anteil an Zuwachsſteuer den auf Grund 
der maßgebenden Steuerordnung erzielten jährlichen Durchſchnittsertrag 
überſteigt, ſo hat der Kreis, wenn die beteiligte Gemeinde nicht mehr 
als 15000 Einwohner hat, zwei Drittel, ſofern fie mehr als 15000 Ein⸗ 
wohner hat, drei Viertel des Überſchuſſes an die Gemeinde — bei 
mehreren Gemeinden dieſer Art nach dem Verhältnis ihres Steuer⸗ 
aufkommens — zu überweiſen. Iſt in dem Rechnungsjahre jedoch 
Zuwachsſteuer auch aus Gutsbezirken oder aus unter Ziffer 3 fallenden 
Gemeinden aufgekommen, fo ermäßigt ſich die obige Überweiſungs⸗ 
ſumme derartig, daß ſie zu zwei Dritteln (drei Vierteln) des geſamten 
Überſchuſſes in gleichem Verhältniſſe ſteht wie das Steueraufkommen 
der für die Verteilung in Betracht kommenden Gemeinden zu dem aus 
allen Gutsbezirken und Gemeinden im Kreiſe ſtammenden Geſamt— 
ſteueraufkommen. 

3. Wenn in der Gemeinde, in der ſich der Steuerfall ereignet, und auch 
in dem Kreiſe, zu dem ſie gehört, eine Zuwachsſteuer vor dem 1. April 
1909 beſchloſſen und vor dem 1. Januar 1911 in Kraft getreten war, 
fo beſtimmt ſich die Veranlagungsbehörde nach § 1, die Steuerempfangs⸗ 
ſtelle nach § 3 dieſes Geſetzes. Iſt jedoch die Veranlagung auf Grund 
der maßgebenden Steuerordnungen von der Gemeinde oder von dem 
Kreiſe einheitlich für beide vorgenommen worden, fo wird die Zuwachs— 
ſteuer von der bisher zuſtändigen Behörde veranlagt und an deren 
Kaſſe gezahlt. Der Anteil an dem Ertrage des einzelnen Steuerfalls, 
der nach Abführung der dem Reiche und dem Staate gebührenden 
Anteile verbleibt, iſt zwiſchen Gemeinde und Kreis nach dem Verhältnis 
ihrer bisherigen Beteiligung an dem Erxtrage der Zuwachsſteuer oder, 
wenn ein beſtimmtes Beteiligungsverhältnis nicht feſtgeſetzt war, nach 
dem Verhältniſſe der auf Grund der maßgebenden Steuerordnungen 
erzielten jährlichen Durchſchnittserträge zu verteilen. 

4. Wenn einer Gemeinde oder einem Kreiſe gemäß § 60 Abſ. 2 des 
Reichsgeſetzes die bisherige Steuerordnung mit der a. a. O. bezeichneten 
Maßgabe belaſſen wird, ſo findet eine Verteilung des Steuerertrags 
zwiſchen Gemeinde und Kreis nur inſoweit ſtatt, als 5 in der Steuer⸗ 
ordnung etwa vorgeſehen iſt. 


$ 6, 
In den Hohenzollernſchen Landen tritt an die Stelle des Kreiſes der Amts— 
verband, an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Amtsausſchuß. 
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9 7. 
Für die Bevölkerungszahl im Sinne dieſes Geſetzes iſt maßgebend das 
Ergebnis der jeweilig letzten Volkszählung. 


§8. 5 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Balholm, an Bord M. M. „Hohenzollern“, den 14. Juli 1911. 


(JL. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. v. Breitenbach. v. Trott zu Solz. 
v. Heeringen. v. Dallwitz. Lentze. 
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